
Wie sieht die PDS kommunal-
politische Vorstellungen der
CDU?

Wie sie in dem Programm
deutlich werden, folgen sie im
wesentlichen dem bundesdeut-
schen kommunalpolitischen
Grundsatzprogramm von CDU
und CSU. Und das ist ja auch
kein Wunder. Die aktuellen Pro-
bleme und Ängste der DDR-Bür-
ger, die sich aus dem Übergang
zur Marktwirtschaft ergeben,
werden so gut wie gar nicht auf-
gegriffen.

Der Begriff „Recht auf Arbeit"
beispielsweise taucht überhaupt
nicht auf. Mehr Raum widmet
das CDU-Programm der breiten
Vermögensbildung. Wie breit und
wie diese Vermögensbildung zu-
stande kommen soll, wird freilich
auch nur recht allgemein darge-
stellt. Auch der Begriff „Recht
auf Wohnung" fehlt im. CDU-
Programm.

Dagegen wird gesagt, man
wolle dafür sorgen, daß bedarfs-
gerechte familienfreundliche
Wohnungen in richtigen Größen,
am richtigen Ort, zum richtigen
Zeitpunkt und zu angemessenen
Preisen bzw. Mieten angeboten
werden.

Nun weiß man allerdings nicht,
was hier unter angemessen zu
verstehen ist und wem das an-
gemessen sein soll, dem Mieter
oder dem Vermieter, dem Käufer
oder dem Verkäufer. Und zum
Thema Mieterschutz in diesem
Zusammenhang fehlt ebenfalls
jedes Wort im CDU-Programm.

Unter der Rubrik soziale Be-

deutung der Familie wird etwas
über die Frauen gesagt. Und zwar
heißt es hier: Auch die sozialen
Leistungen und Sicherungen für
die Frauen müssen verbessert
wenden, ihre Selbständigkeit und
Unabhängigkeit erweitert und
ihre Chancengleichheit. Beson-
ders auch im Berufs- und Anbeits-
leben ist Gleichbehandlung zu
gewährleisten. Gleichbehandlung
ist offensichtlich nicht dasselbe
wie Gleichstellung der Geschlech-
ter, die wir fordern. Daher ist
auch von Quotenregelung nicht
ein Wort zu finden, nichts über
die Väter und ihre Pflichten oder
Rechte. Vielmehr wird gesagt,
man wolle überlasteten Müttern
bei der Betreuung ihrer Kinder
helfen durch Förderung standort-
gerechter Kindergärten und Kin-
derhorte sowie durch Einrichtung
von Tages- und Wochenpflegestel-
len. Also um Hilfe für über-
lastete Mütter geht es, nicht um
die Vereinbarkeit von Beruf und
Elternschaft für Männer und
Frauen. Und der Begriff Kinder-
krippe kommt nicht vor. Will die
CDU sie abschaffen?

Nach der Regierungserklärung
von Ministerpräsident de Maiziere
nicht. Er hat sich auch zur Frage
der Gleichstellung der Geschlech-
ter, wie ich meine, positiv, ge-
äußert. Bloß das, was ich von der
zukünftigen Ministerin nun wie-
der gehört habe, klingt wie-
der ganz anders. Und das macht
die Einschätzung dieser Regie-
rung ein bißchen kompliziert. Es
wird sich noch zeigen, wer da wo
und wie das Sagen hat.

Was sind weitere inhaltliche
Felder der Kommunalwahlen?

Als linke sozialistische Partei
wird sich die PDS vor allem zum
Anwalt der werktätigen Bevölke-
rung machen. Worum drehen sich
heute die Diskussionen von Mil-
lionen Menschen, worauf bezie-
hen sich ihre Ängste? Werde ich
Arbeit haben? Kann ich in mei-
ner Wohnung bleiben? Wird das
Geld reichen fürs tägliche Leben?
Kann ich die Kinder in Krippe,
Kindergarten, Hort betreuen las-
sen? Werden Kinder und Jugend-
liche eine ordentliche Ausbildung
erhalten und danach einen Ar-

beitsplatz? Was wird mit den
Renten? Was kann künftig für die
sozial Schwachen getan werden?

Viele der damit zusammen-
hängenden Probleme müssen ge-
setzlich geregelt werden, also von
der Volkskammer. Wir werden
dort unsere Forderungen stellen
und eigene Gesetzentwürfe ein-
bringen. Im Kommunalwahl-
kampf ist es durchaus richtig, un-
sere Forderungen an Volkskam-
mer und Regierung auszuspre-
chen. Die Wähler wissen natür-
lich, daß wir in der Volkskammer
in der Minderheit sind. Um so
wichtiger ist es, daß wir in Wort
und Tat ausdrücken, was für
komimiunalpolitische Vorhaben wir
auch erreichen können. Und wir
können sogar «so weit gehen zu
sagen, daß bei den sichtbaren un-
terschiedlichen Tendenzen in der
Regierung jedes rote Rathaus die
humanistischere, demokratischere,
anständigere und souveränere
Tendenz in der Regierung unter-
stützt und die andere schwächt
und leider auch umgekehrt.

In den Kommunen hat jeder
sein Zuhause. Deshalb dürfte
das Interesse am „Wie geht's
weiter?" besonders groß sein.
Dieser Tatsache versucht die
Partei des Demokratischen So-
zialismus nicht erst am unmit-
telbaren Vorabend des 6. Mai
gerecht zu werden. Seit ge-
raumer Zeit sind in den Kreis-
und Bezirksvorständen der
PDS Arbeitskreise Kommunal-
politik aktiv, die sich immer
mehr zu kleinen „Ideenfabri-
ken" für ihr konkretes Terri-
torium entwickeln.

Mit der kommunalpoliti-
schen Konferenz am vergange-
nen Wochenende ging die PDS
noch deutlicher in die Offen-
sive. Ein Aufruf zur Grün-
dung der kommunalpolitischen
Vereinigung „pds-kommunal"
fand außergewöhnliches Inter-
esse. „Diese Initiative war
nötig, denn bisher wurstelte
ja jeder nur für sich. Wir brau-
chen den nationalen Erfah-
rungsaustausch der Kommu-
nalpolitiker", machte sich eine
Teilnehmerin Lult.

Eine Initiativgruppe soll bis
Ende Mai 1990 ein Statut ent-
werfen. Zur Mitarbeit sind
alle Interessierten aufgerufen,
„pds-kommunad" orientiert ak-
tuell und perspektivisch. Reali-
stische Alternativen zu keines-
wegs immer erfolgreichen
Konzepten der BRD bzw. An-
geboten der anderen DDR-
Parteien sind gefragt, -wo doch

jetzt Weichen für die Zukunft
gestellt werden.

Anliegen der geplanten Ver-
einigung ist es, an fortschritt-
liche Traditionen der Kommu-
nalpolitik in Deutschland und
an internationale Erfahrungen
anzuknüpfen. Dabei wird vor
allem auf die Europäische
Charta der kommunalen
Selbstverwaltung vom 27.
Juni 1985 verwiesen. Diese
faßt die kommunale Selbst-
verwaltung (Artikel 3) als das
Recht und die tatsächliche
Fähigkeit der kommunalen
Gebietskörperschaft, also der
Gemeinschaft von Bürgern
einer Gemeinde, einer Stadt,
eines Kreises, einer Region
usw., im Rahmen der Gesetze
einen wesentlichen Teil der
öffentlichen Angelegenheiten
in eigener Verantwortung zum
Wohle der Einwohner zu
regeln und zu gestalten. Das
westeuropäische Vertrags-
dokunvent bestimmt auch, daß
die Gebietskörperschaften
durch zentrale und regionale
Stellen nicht ausgehöhlt wer-
den dürfen.

Worum geht es konkret? Um
Informations- und Meinungs-
austausch, gegenseitige Bera-
tung und Begutachtung, Quali-
fizierung der PDS-Mitglieder
sowie um Beziehungen zu den
neuen Formen der unmittel-
baren Demokratie wie Bürger-
komitees, Bürgerinitiativen
und Runden Tischen. Keine
Frage — mit diesem Angebot
hat dte PDS gegenüber ande-
ren Parteien ein deutliches
Plus. Dr. TOMAS K1TTAN

Recht der Gemeinden, sich wirt-
schaftlich zu betätigen und zur
Durchführung ihrer Aufgaben
wirtschaftliche Unternehmen im
Interesse des Gemeinwohls zu
gründen, zu unterhalten und zu
erweitern.

Hier müssen wir viel Eigen-
ständiges schaffen, weil uns ein
Blick nach dem Westen, wo
Volkseigentum unbekannt ist,
nichts nützt. Im Gegenteil, es fehlt
schon heute nicht an Ratschlägen,
und politische Kräfte in der DDR
greifen das auch auf, volkseigene
Kommunalwirtschaftsbetriebe zu
privatisieren. Die PDS sollte des-
halb fordern und in den Bezirken,
Kreisen, Städten und Gemeinden
darüber wachen, daß keine
Anteile volkseigener Betriebe und
Einrichtungen der Kommunal-
wirtschaft durch die Treuhand-
Anstalt verkauft werden. Sie soll-
ten vielmehr in Kommunaleigen-
tum übergeführt, das heißt die
Anteile bzw. Aktien an die Städte
und Gemeinden übergeben wer-
den, für die diese Betriebe Lei-
stungen erbringen.

Aus der wirtschaftlichen Tätig-
keit der Gemeinden darf man da-
bei die Form der Beteiligung der
Gemeinden an Wirtschaftsunter-
nehmen keinesfalls ausschließen.
Auch das gehört in die Kommu-
nalverfassung. In der BRD beste-
hen zum Beispiel rund 1000 ge-
meindliche Unternehmen, die sich
mit der Erzeugung oder Vertei-
lung von leistungsgebundener
Energie wie Elektrizität, Gas,
Fernwärme, Wasser, Ver- und
Entsorgung beschäftigen. Und die
bringen Geld in die Gemeinde-
kasse.

Noch etwas zu den Landge-
meinden. Wir haben 3572 Ge-
meinden mit weniger als 500 Ein-
wohnern. -Hier sind weder eine
eigene Kommunalwirtschaft noch
selbständige Wirtschaftsunterneh-
men in Kommunaleigentum vor-
stellbar. Wir brauchen deshalb
in der Kommunalverfassung das
Recht aller Gemeinden, zur Er-
füllung gemeinnütziger Zwecke
Verbände zu bilden und gemein-
same wirtschaftliche Unterneh-
men zu führen.

Gegenwärtig sieht es in den
Städten und Gemeinden unseres
Landes vielfach so aus, daß die
Kommunen des Rates der aktiven
Unterstützung und vor allen Din-
gen der rigorosen Veränderung
ihres Status und der Herstellung
der dazu notwendigen Bedingun-
gen bedürfen, um tatsächlich zur
kommunalen Selbstverwaltung
und kommunalen Finanzhoheii
übergehen zu können.

Zu einem ersten Problemkreis,
der Kommunalautonomie und
Kommunalverfassung. Ich stim-
me durchaus dem Gedanken zu,
daß in prinzipiellen Fragen der
Kommunalautonomie und Kom-j
munalverfassung Artikel 50 des
Entwurfs der Arbeitsgruppe Neue
Verfassung der DDR des Runden
Tisches gefolgt werden sollte.

Ich wäre auch dafür, noch
im Monat Mai in der Volks-
kammer zu einer ersten Lesung
des Entwurfs einer Kommunal-
verfassung zu kommen. Ein Pro-
blem aber dabei ist, daß Kommu-
nalverfassungen in die Gesetzge-
bungskompetenz der zukünftigen
Linder fallen werden und es hier
natürlich erhebliche Streitpunkte
und Diskussionen geben wird.

Was den Wahlmodus der Volks-
vertretungen betrifft, sollten der
Bürgermeister bzw. der Vorsit-
zende des Rates des Kreises und
die Volksvertretungen durchaus
in getrennten Wahlgängen — das

heißt der Bürgermeister direkt —
gewählt werden. Dabei wird
einerseits durchaus beachtet, daß
der Bürgermeister eine verhält-
nismäßig unabhängige und ge-
genüber der Volksvertretung
starke Stellung einnimmt. Und
zum anderen, und das scheint mir
wesentlich, ist diese Direktwahl
höchst demokratisch.

Ich stimme darin mit den For-
derungen des Gemeinde- und
Städtebundes Thüringens überein,
die wir am 5. und 11. April be-
raten haben und die die Auffas-
sung von fast 1600 Gemeinden
und Städten widerspiegeln. Da'
eine solche Regelung zu den Kom-
munalwahlen am 6. Mai praktisch
nicht mehr einzuführen ist, wird
sie unbestritten eine wesentliche
Frage der zu schaffenden Kom-
munalverfassung sein.

Und eine zweite Frage: Wir
müssen uns stark machen, damit
bei der Erarbeitung der Kommu-
nalverfassung Erfahrungen in der
Tätigkeit der Runden Tische be-
achtet werden. Ich nehme als Bür-
germeister wöchentlich an der
Beratung des Runden Tisches der
Stadt Suhl teil. Das ist nicht ganz
einfach. Und so glatt geht vieles!
in der praktischen Arbeit tatsäch-
lich nicht. Aber ich meine, es ist
denkbar und nützlich, Bürgerini-
tiativen mit einer entsprechenden
Repräsentanz bei der Entschei-.
dungsf indung der Volksvertretung
wirksam zu machen.

In den Kommunen wird Politik
unmittelbar erlebbar, weil Lei-
stungen, .Fehlleistungen und
Unterlassungen sich sofort aus-
wirken . . .

Deshalb sollten wir uns da-
vor hüten, die Wahlen am 6. Mai
als eine Neuauflage des 18. März
dieses Jahres zu verstehen. Wir
haben seit März eine schwarzge-
scheckte Regierung und eine
Mehrheit der Rechtsallianz in der
Volkskammer. Das muß bei den
Kommunalwahlen ganz und gar
nicht so sein. Die Regierung ist
weit, der Bürgermeister ist nah.
Deshalb spielen die Persönlichkei-
ten, die sich der Wahl stellen, eine
dominierende Rolle und natür-
lich das, was sie den Wählern an
Politikangeboten zu bieten ha-
ben. Natürlich werden sich die
Wähler fragen, kann die Linke
gegen die Regierung überhaupt
etwas durchsetzen, zumal sich
viele Aussagen der Parteien
scheinbar gleichen.

Erstens sind der Bürgermeister
und Bürgermeisterinnen viele. Je
mehr unsere Kandidaten von den
Bürgern akzeptiert werden, desto
schwieriger wird es für die Regie-
rung, das einfach zu übersehen.

Und zweitens, die Eigenständig-
keit und die Bedeutung der Kom-
munen wird erheblich zunehmen.
Unsere Chance sind die Sachkom-
petenz, unser Engagement und
der praktische Einsatz unserer1

Genossinnen und Genossen.
Unser Land ist von Schüttel-

frösten geplagt durch das Pokern
um die Währungs-, Wirtschafts-
und Sozialunion. Man hat den
Eindruck, die Kohl-Administration
hat den Wahlspeck wieder einge-
packt, wechselt ständig die Aus-
sagen, um die Bevölkerung der
DDR zwischen Angst und Hoff-
nung in der Schwebe zu halten".
Am Ende soll womöglich ein Um-
tauschkurs zur Mark herauskom-
men, der den Bruch des Wahlver-
sprechens propagandistisch zu
einem generösen Geschenk um-
funktioniert.

Wir sind uns darüber im kla-
ren, daß selbst 1:1 große Pro-
bleme mit sich bringt, wenn nicht
mit einer Lohnerhöhung, dafür
aber mit einem Anstieg der Ta-
rife und Preise zu rechnen ist,
als Investitionsanreiz.

Arbeitslosigkeit, vor der wir ja
schon vor Monaten gewarnt ha-
ben, wird Realität. Nach statisti-
schen Angaben sind 38 313 Bürger
in der DDR ohne feste Beschäf-
tigung. Elbflorenz in Dresden, ein
renommierter Betrieb, 100 Jahre
alt, steht vor dem Ruin, nieder-
konkurriert von Milka, Sprengel
und wie sie alle heißen.

Hier wird eben das Problem.,
deutlich, das mit der Schrittfolge"'
zu tun hat, auf die wir imme5P
hingewiesen haben: Erst Wirt-
schaftsreform mit einer höheren
Effektivität, auch mit einem Wäh-
rungsverbund, mit einem festen
Umtauschkurs für Mark der DDR
in eine freikonvertible WäErung
hätte Effizienzdruck ausgelöst,
auch für solche Schokoladenfa-
briken.

Wenn aber der umgekehrte
Weg beschritten wird, wie das ge-
plant ist, dann hat man eben mit
solchen Folgen zu rechnen und
gibt unserer Wirtschaft nur eine
geringe Chance, insbesondere
dann, wenn keine Schutzzölle
oder andere Maßnahmen einge-
führt werden.

Und hier sind die Aussagen ja
sehr widersprüchlich. Unser Mi-
nisterpräsident de Maiziere hat
in seiner Reglerungserklärung
von Schutzmechanismen gespro-
chen, aber einen Tag später sagt
Wirtschaftsminister Pohl in Bonn,
er denke nicht daran, irgendwel-
che Maßnahmen zu treffen, die
die Wirtschaft zwischen beiden
deutschen Staaten trennen könnten.
Und dementsprechend sagt auch
unser stellvertretender Minister-
präsident und Innenminister Die-
stel, daß er eigentlich alle Kon-
trollen an den Grenzen zwischen
der DDR und der Bundesrepu-
blik abschaffen will, was dann
bedeutet, daß auch praktisch
keine Schutzmechanismen mehr
möglich sind.

In Kommunalprogrammen der
PDS aus Kreisen, Städten und
Gemeinden ist vielfach vor allem
die Forderung unseres zentralen
Kommunalwahlprogramms über-
nommen worden. Noch zu wenig
wird sichtbar, was die PDS in
der Kommune konkret verändern
will und kann.

Wie jeder weiß, haben wir bei
den Wahlen zur Volkskammer
in den ländlichen Gebieten
deutlich weniger Stimmen-
anteile erhalten als in großen
Städten. Wo sieht die PDS drin-
gende Kommunalprobleme auf
dem Lande?

Abgesehen davon, daß, je klei-
ner das Dorf oder die Gemeinde
ist, Personen gewählt werden, die
jeder kennt, auch deren Familien,
Hobbys, Tugenden oder Untugen-
den, sind hier natürlich auch
die Problemfelder kommunaler
Politik besonders konkret

Wir brauchen aber eine flo-
rierende einheimische Wirtschaft
auch im ureigenen Interesse
der Kommunen und. ihrer Bür-
ger, weil mit der Einführung
der kommunalen Finanzhoheit
ein Anteil aus den Steuern der
Betriebe in die Kasse der Kom-
munen fließen soll. Natürlich
brauchen wir auch Kapitalbetei-
ligungen aus dem Westen, auch
in Kommunen, in bestimmten
Betrieben' und Einrichtungen," da-J '
miit aber — bitte schön! — derje-
nige, der sich beteiligt, etwas da-
von hat, also meinetwegen auch
Profit erwirtschaftet, daran ver-
dient, vor allem aber die Wirt-
schaft effektiver wird und auch
Arbeitsplätze gesichert werden.

Zu den Scnulen: In Überein-
stimmung mit der Position des
zentralen Runden Tisches setzen
wir uns für den Erhalt der staat-
lich finanzierten 10jährigen Re-
gelschule ein. Hier müßte also
eigentlich ein breiter Konsens be-
stehen. Aber einige Parteien
schielen nach dem Schulsystem
der BRD, und das ist bekanntlich
überwiegend durch die Dreiglied-
rigkeit - Hauptschule, Real-
schule mit mittlerer Reife und
Gymnasium mit Abitur - gekenn-
zeichnet. Genau das wollen wir
nicht, weil damit eines unserer
wichtigsten Prinzipien unverein-
bar ist, das der Chancengleich-
heit für alle Kinder.

Chancengleichheit heißt zum
Beispiel, daß niemand aus poli-
tischen Gründen ausgegrenzt
wird, also auch keine Schüler mit
linken Auffassungen. Chancen-
gleichheit setzt voraus, daß Bil-
dungsmöglichkeiten nicht vom
Geldbeutel der Eltern abhängig
sind. Daher sind wir für staatische
Finanzierung der Bildung. Alter-
native Schulen sind also nur dann
eine wirkliche Alternative, wenn
auch jeder Werktätige die Mög-
lichkeit hat, seine Kinder dort-
hin schicken zu können.

Und wir sind ganz und gar da-
gegen, daß unkontrolliert der
Markt mit der Überschußproduk-
tion aus dem Bereich der EG
übersättigt wird. Das kann man
auch anders regulieren. Man
muß die Einfuhr mit Zöllen be-
legen, dann hat der Staatshaus-
halt etwas davon. Das dient auch
der Sanierung unserer Wirtschaft,
und es ist ein fairerer Wett-
bewerb, weil, wie international
üblich, diese Produkte dann zu
einem Preis zu haben sind, daß
die anderen Produkte eben auch
eine Chance haben.

Das verfassungsmäßige Recht
auf Wohnraum, eingeschlossen
Kündigungsschutz, Mietpreisbin-
dung, Wohnraumlenkung nach
sozialen Gesichtspunkten, muß
gewahrt bleiben, ebenso das Ei-
gentumsrecht an Eigenheimen,
unabhängig vom Eigentum an
Grund und Boden, das Eigentums-
recht von Kleingartenfoesitzem
und ähnliche Eigentumsrechte.
Der volkseigene WohnungsbestJand
ist de facto schon jetzt kommuna-
les Eigentum. Wir setzen uns da-
für ein, daß er es rechtlich wird
und bleibt. Wir werden aber auch,
wo es für die Bürger vorteilhaft Zum Gesundheitswesen: Wir

fordern ein dichtes Netz bürger-

ist, den Verkauf jetziger voms-
eigener Wohnungen an ihre Nut-
zer unterstützen.

Was den genossenschaftlichen
und individuellen Wohnungsbau
betrifft, so werden wir uns hier
für den Gedanken der Gemein-
nützigkeit und gegen ungehemmte
Profitmacherei einsetzen. Gene-
rell wollen wir für die sozial
Schwächeren einen sozialen Woh-
nungsbau, für den öffentliche Mit-
tel eingesetzt werden. Wir wis-
sen aus der BRD, daß die Boden-
spekulation die Wohnungspreise
besonders steil nach oben treibt.
Deshalb wollen wir, daß das Ver-
fügungsrecht über Grund und
Boden den Kommunen übertra-
gen wird. Was wir nicht verspre-
chen und fordern können, ist die
Beibehaltung der jetzigen Miet-
preise. Sie sind nicht zu halten.
Obwohl der Abbau der Subven-
tionen auf diesem Gebiet wirt-
schaftlich überhaupt nicht im
Vordergrund steht. Aber künftig
werden nicht mehr die Mieten sub-
ventioniert werden, sondern die
Haushalte. Und hier insbesondere
die sozial Schwachen. Und da
müssen wir uns für einen gerech-
ten und wirklich ausreichenden
Ausgleich einsetzen. Und wir
müssen uns dafür einsetzen, daß
Mietpreise auch nicht freigegeben
werden, sondern wenn sie erhöht
werden, muß es dennoch Miet-
preisbindungen geben. Das ist
ein großer Unterschied, ob ich
sage, jeder kann jetzt jede Miete
nehmen, wie er denkt, oder ob
ich sage, sie müssen zwar ent-
subventioniert werden, also da-
durch auch erhöht werden, aber
bitte schön in Maßen.

Was kann man vor Ort konkret
anpacken?

Problem Arbeitsplätze. Vor-
handene Arbeitsplätze zu erhal-
ten und neue zu schaffen, auch
durch kommunale Entscheidun-
gen und Einflußnahme, gehört
zu den Markenzeichen linker
Kommunalpolitik. Die PDS im
Rathaus wird dafür sorgen, daß
vor allem diejenigen Gewerbe-
flächen und Räume bekommen,
die viele neue und sichere Ar-
beitsplätze schaffen. Das sollten
vor allem ortsansässige Unter-
nehmen, Mittelständler und Ge-
werbetreibende sein und weniger
westliche Konzerne oder Kauf-
hausunternehmen, weil gerade
sie auf die Ausschaltung der
DDR-Wirtschaft und damit auf
die Vernichtung von Arbeitsplät-
zen zielen.

Zu Kindereinrichhinten: Wir
werden in den Städten und Dör-
fern all das zu schützen haben,
was den Kindern gehört, was ih-
nen Wärme und Wohlbefinden
gibt. Es ist auszubauen. Es ist be-
kannt, daß jetzt Betriebe gerade-
zu massenhaft ihre Krippen und
Kindergärten kündigen. Das liegt
nur daran, daß Marktmecharais-
men nicht richtig genutzt werden.
Denn man könnte es einerseits so
gestalten, daß man Betrieben mit
solchen Einrichtungen Steuern
nachläßt, so daß sie nicht benach-
teiligt sind gegenüber anderen
Betrieben. Man könnte es sogar
noch umgekehrt gestalten und
den anderen Betrieben Sozial-
abgaben auferlegen, die so sind,
daß sie im Wettbewerb schlech-
tere Chancen halben als jene Be-
triebe mit solchen Sozialeinrich-
tungen.

Aber wir sind gar nicht prin-
zipiell dagegen, daß Kindergär-
ten und Krippen in kommunale
Verantwortung übergehen. Nur
die Kommunen verfügen ja ge-
genwärtig überhaupt nicht über
die Mittel, solche Einrichtungen
zu. übernehmen. >Wenn" sie*>aber
einmal abgeschafft würden, ent-
stünden für Kinder und ihre El-
tern enorme Schwierigkeiten, oft
existentielle Nöte. Deswegen wer-
den wir in jedem Fall um eine
Zwischenlösung kämpfen, damit
die Plätze erhalten bleiben, bis
eine normale Finanzierung durch
die Kommunen möglich wird.
Wenn es keine anderen Wege ge-
ben sollte, werden wir auch Pro-
testaktionen der betroffenen El-
tern unterstützen und uns daran
beteiligen.

Die Agrarproduktion wird auch
künftig entscheidende Existenz-
grundlage der Menschen und der
Dorfentwicklung sein. Schon ab-
sehbar allerdings ist, daß mit dem
Einzug der unregulierten Markt-
wirtschaft in relativ kurzer Zeit
die Hälfte der landwirtschaft-
lichen Arbeitskräfte aus der un-
mittelbaren traditionellen Pflan-
zen- und Tierproduktion und den
betrieblichen Verwaltungen frei-
gesetzt werden. Dazu muß man
allerdings sagen, daß andere Län-
der durchaus in der Lage sirld, so-
gar bei Mitgliedschaft in der EG,
sich für Jahre Übergangsbedin-
gungen zu verschaffen, um ihren
landwirtschaftlichen Binnenmarkt
zu schützen. Aber es gibt natür-
lich bei uns landwirtschaftliche
Produktion, die nie rentabel sein
kann, weil einfach die Boden-
fruchtbarkeit dafür nicht aus-
reicht.

Wird deshalb nicht rasch und
wirksam vorgebeugt oder gegen-
gesteuert, führt das nicht nur zu
massenhafter Arbeitslosigkeit,
sondern schließlich auch zum
Aussterben vieler Dörfer. Das
heißt, hier vor allem sind kon-
struktive Lösungsansätze und
Politikangebote notwendig. Ne-
ben zentralen Schutzmechanis-
men müssen wir uns dafür ein-
setzen, daß die Umstrukturie-
rung der Landwirtschaftsbetriebe
deren Verantwortung für das Er-
schließen neuer Erwerbsquellen
und die Schaffung neuer Arbeits-
plätze einschließt. Das kann und
soll sowohl die Be- und Ver-
arbeitung landwirtschaftlicher
Produkte als auch den Bereich
der Dienstleistungen industriel-
ler Nebenproduktion und den
Aufbau touristischer Einrichtun-
gen betreffen.

Die Ansiedlung von Hand-
werks- und Gewerbebetrieben
sollten wir unterstützen. In der
Volkskammer wird die PDS In-
itiativen zur Investitionsförde-
rung für strukturschwache Ge-
biete fördern und selbst ergrei-
fen, wie die Ansiedlung neuer
Betriebe, steuerliche Begünsti-
gungen usw. Wir sind für staat-
liche Mitfinanzierung der Um-
schulung von Genossenschafts-
bauern und Landarbeitern und
halten das für sehr dringlich.

Unter den gegenwärtigen Um-
ständen, zumal wir an der Re-
gierung nicht beteiligt sind, wäre
es unrealistisch, davon .auszuge-
hen, daß die Arbeitslosigkeit zu
vermeiden ist. Die Frage ist aber
nun, welche Partei kümmert sich
um die soziale Betreuung der
Arbeitslosen, um ihre psychologi-
schen Probleme, um ihre Kom-
munikationsmöglichkeiten, damit
das Selbstwertgefühl nicht zer-
stört wird. Die Schaffung von
kommunalen Arbeitslosenzentren
wäre ein Weg dazu. Brennend
wichtig sind ebenso kommunale
Umschulungsangebote, zum Bei-
spiel für Sozialarbeiter, für Tä-
tigkeiten im Rahmen von Um-
weltschutzprogrammen und an-
dere kommunale Arbeitsplatzbe-
schaffungsmaßnahmen.

Zur Wohnunjsfraee: Nach den
Volkskammerwahlen hat der
Druck von Haus- und Grund-
stückseigentümern aus der BRD
und Westberlin auf Mieter, Nut-
zer und Pächter in der DDR stark
zugenommen. Wir unterstützen die
Rechtsauffassung, die von der
Regierung Modrow am 1. März
dargelegt worden ist und die sich
auch in der Regierungserklärung
Lothar de Maizieres widerspie-
gelte. Alle auf der Grundlage des
geltenden Rechts abgeschlossenen
Verträge und Verwaltungsent-
scheidungen müssen gültig blei-
ben. Wobei zur Stellungnahme
der Regierung de Maiziere in den
westlichen Zeitungen schon gesagt
worden ist: Na ja, wenn er sich
also wirklich mit 1:1, zumindest
bei Löhnen, Gehältern usw.,
durchsetzt, das ist ja immerhin
grundlegend, und dann soll es da
ja noch Abweichungen geben.
Dann muß er aber natürlich auch;
wenn er einen Solidarbeitrag der
Bundesbürger fordert, sich ihnen
gegenüber solidarisch verhalten,
und dazu würde dann gehören,
ihnen wenigstens ihre früheren
Eigentums- und. Nutzungsrechte
wiederzugeben. Deshalb rede ich
nicht so gerne vom Solidarbeitrag,
sondern von den Ansprüchen, die
wir haben.

Und natürlich brauchen wir
Begabtenförderung, und natürlich
brauchen wir auch Schulen, die
Menschen mit Behinderungen be-
sonders fördern, ihre spezifischen
Fähigkeiten also entwickeln.

Die Schulen sollen und werden
viel mehr Spielraum für eigene
Entscheidungen und eigene Pro-
filierung haben als früher, der
Direktor, der gewählt wird, der
Lehrer mit seiner Fachkenntnis,
die Eltern durch ihre demokra-
tisch gewählten Vertretungen, die
Schülervertreter. Hier gibt es also
Möglichkeiten für Initiativen, die
wir fördern, an denen wir uns
beteiligen können. Auch hier
keinesfalls unter engen parteipo-
litischen Aspekten, sondern ganz
im Sinne der besten Möglichkei-
ten für alle Kinder und Jugend-
lichen.

Runde Tische und vor allem
natürlich die kommunalen Volks-
vertretungen können da viel
Eigenständiges verwirklichen.
Man braucht nicht auf Anordnun-
gen von oben zu warten. Wir sind
aber auch ganz und gar dagegen,
daß Lehrer von vornherein we-
gen i irgendeiner Mitgliedschalt
ausgegrenzt werden.

naher medizinischer und sozialer
Betreuungsangebote, durch das
niemand fallen darf. Wir bleiben
dabei, daß hier nicht der Geld-
beutel, nicht die Marktwirtschaft,
sondern die Bedürftigkeit der
Bürgerinnen und Bürger dominie-
ren müssen. Wir sind der An-
sicht, daß für eine gut funktio-
nierende medizinische Betreuung
in den Städten und Dörfern
Eigentumsvielfalt und Chancen-
gleichheit von kommunalen Ein-
richtungen des Gesundheitswe-
sens und privaten Niederlassun-
gen oder Gemeinschaftspraxen
möglich und im Interesse der
Bürger und auch der Mitarbeiter
des Gesundheitswesens notwen-
dig sind.

Bisher staatliche Einrichtun-
gen, Polikliniken, Ambulatorien,
staatliche Arztpraxen sollten in
kommunales Eigentum übergeführt
und auch durch die Kommunen
mitfinanziert werden. Warum
— so frage ich — sollten wir zu-
lassen, das staatliche Monopol
durch das von privaten Nieder-
lassungen zu ersetzen? Und wenn
damit Verschlechterungen für die
Bürgerinnen und Bürger, längere
Wege und Wartezeiten, das Fah-
ren in die Kreisstadt, Verteue-
rungen verbunden sind, wenn
Mütterberatungen und andere
Leistungen wegfallen, Betreu-
ungspersonal abgebaut wird, dann
müssen und werden wir es sein,
die dagegen den Bürgerprotest
fordern und Organisieren werden.

Zum Sozialwesen: Wir sind uns
dessen bewußt, daß vieles hier
bisher für die betroffenen Men-
schen, namentlich für ältere Bür-
gerinnen und Bürger, für Men-
schen mit Behinderungen, von
sozial Gefährdeten, eher aus-
grenzend als integrativ wirkte.
Ich will überhaupt nicht das Ge-
spenst von bisher bei uns weit-
gehend unbekannter Drogensucht,
von Obdachlosen usw. an die
Wand malen. Klar dürfte aller-
dings sein, daß hier neue Pro-
blemfelder auf uns, d. h. vor
allem auf die Kommunen zu-
kommen, auf die sie nicht vor-
bereitet sind. Für die wir aber
Lösungen fördern und auch an-
bieten müssen.

In jeder Stadt, in jeder Ge-
meinde muß dieser Sozialdienst
aufgebaut werden. Hier sind die
Veteranen, die Menschen mit Be-
hinderungen zu Hause, hier müs-
sen sie lebenswert leben können.
Das können und wollen wir nicht
der Heilsarmee überlassen, die
sich inzwischen in der DDR or-
ganisiert hat. Wogegen auch gar
nichts zu sagen ist. Alles das, was
auf diesem Gebiete an Unterstüt-
zung möglich ist, sollte auch ge-
nutzt werden.

Wir wissen um die aufopfe-
rungsvolle Arbeit der Kirchen,
die • wir" senäteen" und "deren" In*
itiativen wir unterstützen sollten.
Amtsträger in der Kirche verhal-
ten sich uns gegenüber mit am
tolerantesten. Was durch die Ver-
gangenheit nicht zu erklären ist.
Was nur durch ihre christliche
Haltung zu erklären ist und durch
unsere neue Haltung zu erklären
ist, daß sie auch glauben, daß wir
wirklich eine neue Partei sind
und uns-ywesentlich erneuert ha-
ben.

Wir werden die Arbeit der
Volkssolidarität auch weiterhin
unterstützen. Und es ist doch
nicht Wahlkampftaktik, wenn
sich in diesen Wochen Mitglieder
der PDS, darunter sehr viele
junge Genossinnen und Genossen,
bereit finden, dort einzuspringen,
wo, aus welchen Gründen auch
immer, hilfebedürftige Menschen
alleingelassen werden. Diese So-
lidarität muß auch Markenzei-
chen der Partei des Demokrati-
schen Sozialismus sein.

Viele Bürger sind stark beunru-
higt über zunehmende Gewalt.
Ich erinnere nur an Randalie-
rende bei Fußballspielen oder
während der Berliner Auftritte
amerikanischer Stuntmen, Ich er-
innere auch an das, was sich hier
auf dem Alex abgespielt hat. Vor
allem verunsichert die Menschen,
daß die Polizei sich in einer Weise
zurückhält, daß man auch sagen
könnte, sie tut gar nichts,- um die
Bürger zu schützen. Das wäre al-
lerdings übertrieben. Auch hier
müssen wir differenziert beurtei-
len. Und es gibt auch Einschät-
zungen, daß Polizisten an-
fangen, sich in entgegengesetzter
Richtung zu ideologisieren, in
der sie früher einmal ideologi-
siert waren, und wieder auf einem
Auge blind zu werden. Aber es
gibt auch Polizisten, die jetzt
wirklich einfach hur noch dem
Recht dienen wollen. Diese Ten-
denz müssen wir unterstützen.

Künftige Kommunalpolitik soll
unserer Meinung nach für jeder-
mann Recht und Gesetz garantie-
ren, das kulturvolle und gewalt-
freie Zusammenleben in den
Städten und Dörfern.

Die Beispiele sollten .zeigen:
Wir dürfen nicht nur unsere For-
derungen an Volkskammer und
Regierung formulieren, sondern
müssen das im kommunalen Be-
reich Machbare herausfinden und
dazu im engen Zusammenwirken
mit den Bürgern, mit den Bür^
gerbewegungen und Initiativen
Vorschläge entwickeln, Aktionen
unterstützen, Bündnisse schlie-
ßen, die für den Wähler glaub-
haft machen: Wer PDS-Kandidaten
wählt, der bewirkt etwas für die
soziale Sicherheit der Bürger, der
gibt seine Stimme Frauen und
Männern, die im Ort, die im
Kreis viel für die Bürgerinteres-
sen tun können und tun werden.
Er gibt sie Humanisten und De-
mokraten, die sich als Interessen-
vertreter der Bürgerinnen und
Bürger verstehen und die ein ho-
hes Maß an politischer Kultur
und Toleranz, wie ich meine, in
den vergangenen Wochen und
Monaten bewiesen haben.

Selbstverwaltung — eine
Kernfrage der Umgestaltung

Auf Erfahrung der Runden
Tische nicht verzichten
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Die kommunale Selbstverwaltung
ist offensichtlich nicht nur eine
Kernfrage der vor uns stehenden
Verwaltungsreform, sondern auch
der gesamten gesellschaftlichen
Umgestaltung in unserem Land.

Mit der Kommunalen Selbstver-
waltung, mit diesem Begriff, ver-
binden sich viele Hoffnungen der
Bürger auf eine spürbare Verbes-
serung des Alltagslebens in den
Städten und Gemeinden und eine
Lösung der vielfältigen Fragen
auf sozialen, kulturellen, ökologi-
schen und anderen Gebieten.

Das gegenwärtige Problem be-
steht doch darin, daß der Prozeß
des Abbaus der Uberzentralisie-
rung bisher noch nicht mit einem
entsprechenden Übergang finan-
zieller Mittel und materieller
Kapazitäten an die Städte und
Gemeinden verbunden ist. Und
man muß hinzufügen, auch in der
Kürze der Zeit noch nicht zu reali-
sieren war.

Bürgermeister und Mitarbeiter
fühlen sich oft alleingelassen. Sie
erhalten weder ausreichende
Orientierung noch Unterstützung.
Aus dieser Situation ergeben sich
zum Teil Fehlentscheidlungen, zum
Beispiel die Auflösung von kom-
munalen Betrieben und Einrich-
tungen, Verkauf von Gemeinde-
vermögen und anderes. Wir brau-
chen deshalb schnell eine gesetz-
liche Regelung in Form einer
Kommunalverfassung.

Was ist Leitgedanke des ersten
Entwurfes der Kommunalverfas-
sung?

Es sind die jahrzehntelangen in
west- und nordeuropäischen Län-
dern gesammelten Erfahrungen,
wie sie in der vom Ministerkomi-
tee des Europa-Rates 1985 ange-
nommenen Charta der kommuna-
len Selbstverwaltung enthalten
ist.

Selbstverständlich sollten wir
für einen zentralen Finanzaus-
gleich eintreten, der auch den
Kommunen, die wenig oder keine
Betriebe im Territorium haben,
eine kommunale Entwicklung
sichert.

Eine genauso wichtige ökonomi-
sche Grundlage sehe ich in dem
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zAus dem Referat des Parteivorsitzenden Dr. Gregor Gysi auf der kommunalpolitischen Konferenz
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